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A. Problem und Ziel 

Im Verhältnis zu Georgien war bisher nur ein veralteter Informations- 
austausch möglich, da das geltende Doppelbesteuerungsabkommen 
mit Georgien noch nicht den Standard enthielt, wie ihn die Organisa- 
tion für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) im 
Rahmen des Programms zur Eindämmung des schädlichen Steuer- 
wettbewerbs entwickelt und in das OECD-Musterabkommen 2005 
übernommen hat. 

B. Lösung 

Das Protokoll vom 1 1 . März 2014 zur Änderung des Abkommens vom 
1 . Juni 2006 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Georgien 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen (BGBl. 2007 II S. 1034, 1035) 
enthält die dafür notwendigen Regelungen. Es vollzieht hinsichtlich des 
Informationsaustausches die Aktualisierungen des OECD-Muster- 
abkommens 2005 nach. Durch das Vertragsgesetz sollen die Voraus- 
setzungen nach Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes für die 
Ratifikation des Protokolls vom 1 1 . März 2014 geschaffen werden. 

C. Alternativen 


Keine. 
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D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Für die öffentlichen Haushalte ergeben sich keine nennenswerten Aus- 
wirkungen. Mithilfe der durch das Änderungsprotokoll ermöglichten 
Ausweitung des Informationsaustausches zur Durchführung des inner- 
staatlichen Steuerrechts sowie der Einführung einer Amtshilfe bei der 
Erhebung von Steuern sollen künftig Steuerausfälle verhindert werden. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Das Änderungsprotokoll hat keine messbaren Auswirkungen auf den 
Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft entstehen durch das Änderungsprotokoll keine 
messbaren Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten: 

Keine. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Das Änderungsprotokoll erweitert den steuerlichen Informationsaus- 
tausch (Artikel 1) im Verhältnis zu Georgien. Insoweit werden durch das 
Änderungsprotokoll erweiterte Pflichten für die Verwaltung eingeführt. 
Eine Quantifizierung ist mangels belastbarer Daten allerdings nicht 
möglich. Da der Kreis der Betroffenen jedoch sehr gering sein dürfte, 
ist für die Verwaltung mit nicht messbaren Auswirkungen zu rechnen. 
Daneben ergeben sich ebenfalls nicht messbare Auswirkungen auf den 
Erfüllungsaufwand der Verwaltung im Hinblickauf die Verfahrensrege- 
lungen zur Amtshilfe bei der Erhebung von Steuern (Artikel 2) sowie 
die Auskunftserteilungspflichten an den Betroffenen über die Verwen- 
dung seiner Daten und die dadurch erzielten Ergebnisse (Artikel 3). 

R Weitere Kosten 

Kosten für die Wirtschaft, Kosten für soziale Sicherungssysteme und 
Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere das 
Verbraucherpreisniveau, sind von dem Gesetz nicht zu erwarten. 
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Bi;ndi<:sri.;pub(jk Dkutsc'hi.ano 

DIE BUNDESKANZI-ERIN 


Berlin, September 2014 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Protokoll vom 1 1 . März 2014 zur Änderung 
des Abkommens vom 1 . Juni 2006 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Georgien zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 925. Sitzung am 19. September 2014 beschlossen, 
gegen den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes keine 
Einwendungen zu erheben. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Protokoll vom 11. März 2014 
zur Änderung des Abkommens vom 1 . Juni 2006 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Georgien 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 

Dem in Tiflis am 11. März 2014 Unterzeichneten Protokoll zur Änderung des 
Abkommens vom 1. Juni 2006 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
Georgien zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen (BGBl. 2007 II S. 1034, 1035) wird zuge- 
stimmt. Das Protokoll wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Protokoll nach seinem Artikel 4 Absatz 2 in Kraft tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Protokoll findet Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen- 
dung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 108 Absatz 5 Satz 2 des 
Grundgesetzes erforderlich, da das Protokoll Regelungen über Verwaltungsver- 
fahren enthält, die sich auch an die Landesfinanzbehörden richten. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 Ab- 
satz 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, zu dem das Protokoll nach seinem Artikel 4 
Absatz 2 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Das Protokoll vom 11. März 2014 ermöglicht den deutschen Finanzbehörden, 
Auskünfte in Steuersachen in einem größeren Umfang als bisher von den 
georgischen Finanzbehörden einzuholen. Zusätzlich wird die Zusammenarbeit 
der Finanzbehörden durch die Einführung einer Amtshilfe bei der Erhebung von 
Steuern entsprechend dem OECD-Standard 2005 gefördert. Hierdurch ergeben 
sich keine nennenswerten Auswirkungen für die öffentlichen Haushalte, es wird 
eine zutreffendere Besteuerung erwartet. Durch die Regelungen zum Informa- 
tionsaustausch und zur Amtshilfe ergeben sich nicht messbare Auswirkungen 
auf den Erfüllungsaufwand der Verwaltung. Kosten für die Wirtschaft, Kosten für 
soziale Sicherungssysteme und Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preis- 
niveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind von dem Gesetz 
nicht zu erwarten. 
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Protokoll 

zur Änderung des Abkommens vom 1 . Juni 2006 
zwischen der Bundesrepubiik Deutschiand und Georgien 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 


□ pOTOKOJl 

o6 i/i3MeHeHi/ii/i Cor/iaujeHMfl ot 1 i/itoHfl 2006 roAa 
Me>Kfly OeAepaTMBHOM Pecnyö/ii/iKOM fepMaHi/iyi i/i fpysueM 
o6 i/i36e>KaHi/ii/i ABOMHoro Hajioroo6jio>KeHi/iyi 
B OTHOujeHMM HajioroB Ha AOxoAbi i/i Ha Kani/iTaji 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

Georgien - 

von dem Wunsch geleitet, das Abkommen vom 1 . Juni 2006 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Georgien zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen (nachfolgend „das Abkom- 
men“ genannt) und das Protokoll hierzu vom gleichen Tag (nach- 
folgend „das Protokoll vom 1. Juni 2006“ genannt) zu ändern, 
um den steuerlichen Informationsaustausch zu erweitern und die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Amtshilfe bei der Erhebung 
von Steuern zu verbessern - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Artikel 26 des Abkommens erhält folgende Fassung: 

„Artikel 26 

Informationsaustausch 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen 
die Informationen aus, die zur Durchführung dieses Abkommens 
oder zur Verwaltung oder Vollstreckung des innerstaatlichen 
Rechts betreffend Steuern jeder Art und Bezeichnung, die für 
Rechnung eines Vertragsstaats, eines seiner Länder oder einer 
ihrer Gebietskörperschaften erhoben werden, voraussichtlich er- 
heblich sind, soweit die diesem Recht entsprechende Besteue- 
rung nicht dem Abkommen widerspricht. Der Informationsaus- 
tausch ist durch Artikel 1 und 2 nicht eingeschränkt. 


(2) Alle Informationen, die ein Vertragsstaat nach Absatz 1 er- 
halten hat, sind ebenso geheim zu halten wie die aufgrund des 
innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften Informatio- 
nen und dürfen nur den Personen oder Behörden (einschließlich 
der Gerichte und der Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht 
werden, die mit der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstre- 
ckung oder Strafverfolgung, der Entscheidung über Rechtsmittel 
hinsichtlich der in Absatz 1 genannten Steuern oder mit der Auf- 
sicht darüber befasst sind. Diese Personen oder Behörden dür- 
fen die Informationen nur für diese Zwecke verwenden. Sie dür- 
fen die Auskünfte in einem öffentlichen Gerichtsverfahren oder 
für eine Gerichtsentscheidung offenlegen. 


OeAepari/iBHaii PecnyöJii/iKa FepiviaHi/ijq 

M 

rpy3i/i5q, 

>Kejiai^ i/i3MeHi/iTb CorjiaiijeHi/ie ot 1 \a\oh9] 2006 roAa Me>KAy 
OeAepaTMBHOM PecnyöJiMKOM FepMaHMiq m FpyaMeM o6 M36e>Ka- 
HMM ABOMHOrO HaJ10r006jl0>KeHMiq B OTHOLUeHMM HaJlOrOB Ha AO- 
xoAbi M Ha KanMTaji (Aajiee MMenyeivioe «CorjiaiijeHMe») m npo- 
TOKOJi K Heiviy OT Toro >Ke AHi^ (Aajiee MMenyeMbiM «flpoTOKOJi ot 
1 MKDHiR 2006 roAa») c uejibK) pacLUMpeHMiR oöiviena najioroBOM 
MHcjDopMauMeM M yjiyHLijeHMiR coTpyAHMHecTBa b oöJiacTM oKaaa- 
HM5q aAMMHMCTpaTMBHOM nOMOLAM npM B3MMaHMM HaJlOrOB 


corjiacMJiMCb o HM>KecjieAyK)LAeM: 

Crarbfl 1 

CTaTb5R 26 CorjiaiijeHMiR MivieeT cjieAyfOLAMM tokct: 

«CTaTb5q 26 
OÖMeH MHCjDOpMaUMeM 

(1) KoMneTOHTHbie opranbi floroBapMBaJOLAMXcii FocyAapcTB 
OÖMeH MBaKDTCi^ MHCjDOpMaUMeM, KOTOpai^ MO>KeT CHMTaTbCi^ cy- 
LAecTBeHHOM ocyLAecTBJieHM5q HacTOi^LAero CorjiaLijeHM5q mjim 
ßj\9\ aAMMHMCTpMpOBaHMiq MJIM MCnO/lHeHMi^ HaAMOHaJlbHOPO 3a- 
KOHOAaTejibCTBa floroBapMBatOLAMXciq FocyAapcTB b OTHome- 
HMM HaJlOrOB JlKDÖOrO BMAa MJIM HaMMeHOBaHMiR, B3MMaeMblX OT 
MMOHM floroBapMBaJOLAerocii FocyAapcTBa, oahom m 3 ero ae- 
Mejlb MJIM OAHOrO M3 MX aAMMHMCTpaTMBHO-TeppMTOpMaJlbHblX 
OÖpaSOBaHMM, B TOM HaCTM, B KBKOM HaJ10r006jl0>KeHMe no 3T0- 
My oaKOHOAaTejibCTBy He npoTMBopeHMT nacTOi^LAeMy Corjiauje- 
HMK). OÖMeH MHCfDOpMaAMeM He OrpaHMHMBaeTCyi nOJ10>KeHM5qMM 
CTaTeM 1 M 2 HacTOi^LAero CorjiaujeHMiq. 

(2) Jlfoöayi MHcjDopMaAM5q, nojiyneHHayi floroBapMBaJOLAMMCii 
FocyAapcTBOM corjiacHO nynxTy 1 nacTOi^LAeM CTaTbM, AOJi>KHa 
CHMTaTbCil KOHCjDMAeHAMaJlbHOM TaK >Ke, KaK MHCjDOpMaAMiR, no- 
jiynaeMaji na ocHoeaHMM naAMonajibHoro aaKOHOAaTejibCTBa 
3Toro FocyAapcTBa, m mokot öbiTb npeAOCTaBJiena TOJibKO 
jiMAaM MJIM opraHaM (BKJifOHa^i cyAbi m aAMMHMCTpaTMBHbie op- 
raHbi), KOTopbie aaHMMatoTCi^ HaHMCJieHMOM mjim B3MMaHMeM Ha- 
jioroB, ynoM5qHyTbix b nyHKTe 1 HacTOiiLAeM CTaTbM, npMHyAM- 
TeJlbHblM B3blCKaHMeM MJIM yPOJlOBHblM npeCJlCAOBaHMOM, 
npMH5qTMeM pemeHMM no B03pa>KeHM5qM m >KajioöaM b oTHome- 
HMM 3TMX HaJlOrOB, JIMÖO HBASOpOM 3a TaKOM Aöi^TeJlbHOCTbK). 
Gtm jiMAa MJIM opraHbi MoryT McnojibaoeaTb MHcfjopMaAMK) TOJib- 
Ko B yKaaaHHbix aojürx. Ohm MoryT pacKpbieaTb AaHHyK) MHcjjop- 
MaAMK) B xoAe OTxpbiTbix cyAeÖHbix aaceAaHMM mjim b cyAeÖHbix 
peLijeHM5qx. 
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(3) Absätze 1 und 2 sind nicht so auszulegen, als verpflichte- 
ten sie einen Vertragsstaat, 

a) für die Erteilung von Informationen Verwaltungsmaßnahmen 
durchzuführen, die von den Gesetzen oder der Verwaltungs- 
praxis dieses oder des anderen Vertragsstaats abweichen; 

b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im üb- 
lichen Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen Ver- 
tragsstaats nicht beschafft werden können; 

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Ge- 
werbe- oder Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsverfahren 
preisgeben würden oder deren Erteilung der öffentlichen Ord- 
nung widerspräche. 

(4) Ersucht ein Vertragsstaat nach diesem Artikel um Informa- 
tionen, so nutzt der andere Vertragsstaat die ihm zur Verfügung 
stehenden Möglichkeiten zur Beschaffung der erbetenen Infor- 
mationen, selbst wenn dieser andere Staat diese Informationen 
für seine eigenen steuerlichen Zwecke nicht benötigt. Die im vor- 
hergehenden Satz enthaltene Verpflichtung unterliegt den Be- 
schränkungen gemäß Absatz 3, aber diese Beschränkungen sind 
in keinem Fall so auszulegen, als könne ein Vertragsstaat die Er- 
teilung von Informationen nur deshalb ablehnen, weil er kein in- 
nerstaatliches Interesse an diesen Informationen hat. 


(5) Absatz 3 ist in keinem Fall so auszulegen, als könne ein 
Vertragsstaat die Erteilung von Informationen nur deshalb ableh- 
nen, weil sich die Informationen bei einer Bank, einem sonstigen 
Finanzinstitut, einem Bevollmächtigten, Vertreter oder Treuhän- 
der befinden oder weil sie sich auf das Eigentum an einer Person 
beziehen.“ 


Artikel 2 

Nach Artikel 26 des Abkommens wird folgender neuer Artikel 
eingefügt: 

„Artikel 26a 

Amtshilfe bei der Erhebung von Steuern 

(1) Die Vertragsstaaten leisten sich gegenseitige Amtshilfe bei 
der Erhebung von Steueransprüchen. Diese Amtshilfe ist durch 
Artikel 1 und 2 nicht eingeschränkt. Die zuständigen Behörden 
der Vertragsstaaten können in gegenseitigem Einvernehmen re- 
geln, wie dieser Artikel durchzuführen ist. 


(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Steueran- 
spruch“ bedeutet einen Betrag, der auf Grund von Steuern jeder 
Art und Bezeichnung, die für Rechnung eines Vertragsstaats, ei- 
nes seiner Länder oder einer ihrer Gebietskörperschaften erho- 
ben werden, geschuldet wird, soweit die Besteuerung diesem 
Abkommen oder anderen Übereinkünften, denen die Vertrags- 
staaten als Vertragsparteien angehören, nicht widerspricht, so- 
wie mit diesem Betrag zusammenhängende Zinsen, Geldbußen 
und Kosten der Erhebung oder Sicherung. 


(3) Ist der Steueranspruch eines Vertragsstaats nach dem 
Recht dieses Staates vollstreckbar und wird er von einer Person 
geschuldet, die zu diesem Zeitpunkt nach dem Recht dieses 
Staates die Erhebung nicht verhindern kann, wird dieser Steuer- 
anspruch auf Ersuchen der zuständigen Behörde dieses Staates 
für die Zwecke der Erhebung von der zuständigen Behörde des 


(3) nojio>KeHi/i5q nyHKTOB 1 i/i 2 HacTOi^Li^eM craTbi/i ne flOJi>KHbi 
i/icTOJiKOBbiBaTbcyi KBK oöiRSbiBaKDLi^i/ie floroBapi/iBajoLi^eecii Fo- 
cyflapcTBo: 

a) npoBOfli/iTb B uejii^x npeAOCTaBJieHi/iiq i/iHcjDopMaui/ii/i aAMi/iHi/i- 
CTpari/iBHbie Mepbi, npoTi/iBopenaLAi/ie saKOHOflarejibCTBy 
i/ijii/i aAMi/iHi/icTpari/iBHOM npaxTi/iKe eroro i/ijii/i Apyroro floro- 
Bapi/iBajoLAeroci^ FocyflapcTBa; 

b) npeAOCTaBJi5qTb i/iHcfDopMaAi/iK), KOTopaii b cooTBercTBi/ii/i c 
saKOHaMi/i i/ijii/i i/iMefOLAeMCii aAMi/iHi/icrpaTi/iBHOM npaxTi/iKOM 
eroro i/ijii/i APyroro floroBapi/iBaKDiAeroci^ FocyAapcTBa ne 
Mo>KeT öbiTb nojiyneHa; 

c) npeAocraBjii^Tb i/iHcjDopMaui/iK), KoropaiR pacKpbiBana 6bi xa- 
Kyjo-Jii/iöo ToproByK), npoMbimjieHHyK), npeAnpi/iHi/iMarejib- 
CKyKD i/ijii/i npocfDecci/ioHajibHyK) raMHy jii/i6o ß,enoBy\o npo- 
UeAypy, npeAOcraBJieHi/ie KoropoM npori/iBopeni/uio 6bi 
rocyAapcTBeHHOM nojii/iri/iKe (oÖLAecTBeHHOMy nopi^AKy). 

(4) Ecjii/i floroBapi/iBafOLAeecii FocyAapcTBO sanpauji/iBaer 
i/iHcfDopMaui/iK) corjiacHO nojio>KeHi/iiRM Hacroi^LAeM crarbi/i, ro 
Apyroe floroBapi/iBaKDLAeecii FocyAapcTBO npeAnpi/iHi/iMaer 
i/iMejoLAi/iecii b ero pacnopiR>KeHi/ii/i Mepbi ßj]9\ no/iyneHi/iiq sanpo- 
LueHHOM i/iHcfDopMaAi/ii/i Aa>Ke b cjiynae, ecjii/i ero APyroe Focy- 
AapcTBO ßj\9\ coöcTBeHHbix HajioroBbix Aejieü b tbkom i/iHcjDop- 
MauywA He Hy>KAaeTCi^. Oöi^saTejibCTBo, npeAycMorpeHHoe b 
npeAbiAyLAOM npeAJio>KeHi/ii/i Hacroi^LAero nyHxra, noA/ie>Ki/iT 
orpaHi/ineH 1/151 M, ycraHOBJieHHbiM nyHxroM 3 HacroüLAeM crarbi/i, 
HO eri/i orpaHi/iHeHi/151 hm b kobm cjiynae ne AOJi>KHbi mctojikobbi- 
BarbCü KBK nosBOJiüioLAMe floroBapMBaiOLAeMycii FocyAapcTBy 
OTKasarb b npeAOcraBJieHMM MHcfDopMaAMM rojibKO jiMLUb na tom 
OCHOBaHMM, HTO OHO CBMO B HBAMOHaJlbHblX HB/lOrOBblX AeJlüX B 
raxoM MHcfDopMaAMM He saMHTepecoBano. 

(5) riynxT 3 HacroüLAeM crarbM hm b xoeM cjiynae He AOJi>xeH 
MCTOJixoBbiBaTbCü xax nosBOJiüiOLAMM floroBapMBaK)LAeMyc5i Fo- 
cyAapcTBy orxasarb b npeAOcraBJieHMM MHcjDopMaAMM rojibxo 
jiMLUb Ha TOM OCHOBaHMM, HTO TBXOM MHcjDopMaAMeM pacnojiaraeT 
öaHX, MHaü xpeAMTHBü opraHMsaAMü, HOMMHanbHbiM Aep>KaTejib, 
areHT mjim AoaepMTejibHbiM ynpaBJi5iK)LAMM mjim hto raxaü mh- 
(t)opMaAM5i xacaercü MMyiAecTBeHHbix MHTepecoB npMMeHM- 
rejibHO X xaxoMy-jiMÖo jiMAy.« 

Crarbfl 2 

riocjie craTbM 26 CorjiaiijeHMii b rexcT CorjiaiijeHMii BXJiioHa- 
ercü cjieAyKDLAaü HOBa9\ CTaTbü: 

«CraTbü 26a 

AAMMHMCTpaTMBHaü nOMOLAb npM BSMMBHMM HB/lOrOB 

(1 ) floroBapMBaK)LAMec5i F ocyAapcTBa oxasbiBaior APyr APyry 
aAMMHMCTpaTMBHyX) nOMOLAb npM BSMMBHMM CyMM HaJlOrOBblX 
TpeöoBaHMM. Taxaü aAMMHMCTpaTMBHaü noMOLAb He orpaHMHM- 
Baercü nojio>xeHM5iMM crareM 1 m 2 HacTOüLAero CorjiaiijeHMii. 
KoMnereHTHbie opranbi floroBapMBaxDLAMXcü FocyAapcTB no 
BsaMMHOMy corjiacMK) Moryr ycTanoBMTb nop^AOX npMMeHeHMü 
HacTOüLAeM crarbM. 

(2) TepMMH «HajioroBoe rpeöoBaHMe», McnojibsoeaHHbiM b hb- 
CTOüLAeM CTBTbe, osHBHaer noAJie>xaLAyK) ynjiare cyMMy hbjio- 
roB jiKDÖoro BMAa mjim HaMMeHOBaHMü, BSMMaeMbix or mmbhm flo- 
roBapMBBKDLAerocü FocyAapcTBa, oahom ms ero seMejib mjim 
OAHOrO M3 MX BAMMHMCTpaTMBHO-reppMTOpMaJlbHblX OÖpaSOBa- 
HMM, B TOM HBCTM, B XBXOM TBXOe HaJ 10 r 006 jl 0 >XeHMe HO npOTM- 
BopeHMT HBCTOüLAeMy CorjiameHMK) mjim xbxmm-jimöo mhbim ax- 

TBM, CTOpOHBMM XOTOpblX 51 BJ151 K)TC51 florOBapMBaK)LAMeC51 

FocyAapcTBa, a Tax>xe 0TH0C5iLAMec5i x tbxom cyMMe npoueHTbi, 
BAMMHMCTpaTMBHbie LUTpacjDbl M paCXOAbl Ha BSMMBHMe MJIM HB 
oöecneHMTejibHbie Mepbi. 

(3) Ecjim HBJioroBoe rpeöoBaHMe floroBapMBaK)LAeroc5i Focy- 
AapcTBB no saxoHOAarejibCTBy eroro FocyAapcTBa Moxer öbirb 
McnojiHeHO M ecjiM oho noAJie>XMT ynjiare jimaom, xoTopoe co- 
rjiacHO eaxoHOAarejibCTBy eroro F ocyAapcTBa b momsht Mcnoji- 
HeHM5i He Mo>xeT npen5iTCTBOBaTb ero BSMMaHMio, ro raxoe hb- 
jioroBoe TpeöoBBHMe no eanpocy xoMnereHTHoro oprana eroro 
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anderen Vertragsstaats anerkannt. Der Steueranspruch wird vom 
anderen Staat nach dessen Rechtsvorschriften über die Vollstre- 
ckung und Erhebung seiner eigenen Steuern erhoben, als han- 
dele es sich bei dem Steueranspruch um einen Steueranspruch 
des anderen Staates. 


(4) Handelt es sich bei dem Steueranspruch eines Vertrags- 
staats um einen Anspruch, bei dem dieser Staat nach seinem 
Recht Maßnahmen zur Sicherung der Erhebung einleiten kann, 
wird dieser Steueranspruch auf Ersuchen der zuständigen Be- 
hörde dieses Staates zum Zwecke der Einleitung von Siche- 
rungsmaßnahmen von der zuständigen Behörde des anderen 
Vertragsstaats anerkannt. Der andere Staat leitet nach seinen 
Rechtsvorschriften Sicherungsmaßnahmen in Bezug auf diesen 
Steueranspruch ein, als wäre der Steueranspruch ein Steueran- 
spruch dieses anderen Staates, selbst wenn der Steueranspruch 
im Zeitpunkt der Einleitung dieser Maßnahmen im erstgenannten 
Staat nicht vollstreckbar ist oder von einer Person geschuldet 
wird, die berechtigt ist, die Erhebung zu verhindern. 


(5) Ungeachtet der Absätze 3 und 4 unterliegt ein von einem 
Vertragsstaat für Zwecke der Absätze 3 oder 4 anerkannter Steu- 
eranspruch als solcher in diesem Staat nicht den Verjährungs- 
fristen oder den Vorschriften über die vorrangige Behandlung 
eines Steueranspruchs nach dem Recht dieses Staates. Ferner 
hat ein Steueranspruch, der von einem Vertragsstaat für Zwecke 
der Absätze 3 oder 4 anerkannt wurde, in diesem Staat nicht den 
Vorrang, den dieser Steueranspruch nach dem Recht des ande- 
ren Vertragsstaats hat. 


(6) Verfahren im Zusammenhang mit dem Bestehen, der Gül- 
tigkeit oder der Höhe des Steueranspruchs eines Vertragsstaats 
können nicht bei den Gerichten oder Verwaltungsbehörden des 
anderen Vertragsstaats eingeleitet werden. 

(7) Verliert der betreffende Steueranspruch, nachdem das Er- 
suchen eines Vertragsstaats nach den Absätzen 3 oder 4 gestellt 
wurde und bevor der andere Vertragsstaat den betreffenden 
Steueranspruch erhoben und an den erstgenannten Staat aus- 
gezahlt hat. 


a) im Falle eines Ersuchens nach Absatz 3 seine Eigenschaft als 
Steueranspruch des erstgenannten Staates, der nach dem 
Recht dieses Staates vollstreckbar ist und von einer Person 
geschuldet wird, die zu diesem Zeitpunkt nach dem Recht 
dieses Staates die Erhebung nicht verhindern kann, oder 

b) im Falle eines Ersuchens nach Absatz 4 seine Eigenschaft als 
Steueranspruch des erstgenannten Staates, für den dieser 
Staat nach seinem Recht Maßnahmen zur Sicherung der Er- 
hebung einleiten kann, 

teilt die zuständige Behörde des erstgenannten Staates dies der 
zuständigen Behörde des anderen Staates unverzüglich mit, und 
nach Wahl des anderen Staates setzt der erstgenannte Staat das 
Ersuchen entweder aus oder nimmt es zurück. 

(8) Dieser Artikel ist nicht so auszulegen, als verpflichte er ei- 
nen Vertragsstaat, 

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Geset- 
zen und der Verwaltungspraxis dieses oder des anderen Ver- 
tragsstaats abweichen; 


FocyflapcTBa npi/iHi/iMaercii p,n9\ uejieM B3i/iMaHi/iiR KOMnereHT- 
HbiM opraHOM flpyroro floroBapi/iBajoLi^erociR FocyflapcTBa. 
Bsi/iMaHi/ie cyMMbi HajioroBoro TpeöoBaHi/iiR ocyii^ecTBjiiqeTCi^ 
3TI/IM flpyri/IM FocyflapCTBOM B COOTBeTCTBI/ll/l C n0J10>KeHI/l5qMI/l 
ero saKOHOAarejibCTBa o npi/iHyAi/irejibHOM i/icnojiHeHi/ii/i i/i bsi/i- 
MaHi/ii/i ero coöcTBeHHbix HajioroB, kbk ecjii/i 6bi ero HajioroBoe 
TpeöoBaHi/ie iRBjiiRjiocb HajioroBbiM rpeöoBaHi/ieM eroro APyroro 
r ocyAapcTBa. 

(4) Ecjii/i HajioroBoe rpeöoBaHi/ie floroBapi/iBafOLAeroci^ Focy- 
AapcTBa iRBji5qeTCi^ rpeöoBaHi/ieM, b oTHOLueHi/ii/i KOToporo ero 
FocyAapcTBo Mo>KeT b cooTBercTBi/ii/i c ero saKOHOAarejibCTBOM 
npi/iHi/iMaTb Mepbi no obecneneHi/iK) Bsi/iMaHi/iiq, to raxoe Hajio- 
roBoe TpeöoBaHi/ie no sanpocy KOMnereHTHoro oprana eroro 
FocyAapcTBa npi/iHi/iMaercyi f\n9\ Aejieü npi/iH5qTi/i5q oöecneHi/i- 
rejibHbix Mep KOMnereHTHbiM opranoM APyroro floroBapi/iBaJo- 
LAerocii FocyAapcTBa. Gto APyroe FocyAapcTBO npi/iHi/iMaer 
oöecneni/irejibHbie Mepbi b oTHOLueHi/ii/i raxoro HajioroBoro rpe- 
6ob3hv\9\ b cooTBeTCTBi/ii/i c nojio>xeHi/iiRMi/i ero saxoHOAarejib- 
CTBa, xax ecjii/i 6bi ero Ha/ioroBoe rpeöoBaHi/ie iRBjiiRjiocb nario- 
roBbiM rpeöoBaHi/ieM eroro APyroro FocyAapcTBa, Aa>xe b tom 
cjiynae, xorAa HajioroBoe rpeöoBaHi/ie b momoht npi/iHiRTi/iiR ra- 
xi/ix Mep B nepBOM ynoMiRHyroM FocyAapcTBe ne Moxer öbirb 
i/icnojiHeHO i/ijii/i ecjiM oho noA/ie>xi/iT ynjiare J11/1140M, xoTopoe 
BnpaBe npeni^rcTBOBaTb ero Bsi/iMaHi/iio. 

(5) HecMorpiR Ha nojio>xeHi/iiR nynxroB 3 i/i 4 nacTOiiLAeM 
craTbi/i, HajioroBoe rpeöoBaHi/ie, npi/iHiRToe floroBapi/iBaK)LAi/iMCi^ 
FocyAapcTBOM f\n9\ uejieM nynxra 3 i/ijii/i 4 nacroiiLAeM crarbi/i, 
xax raxoBoe b 3tom F ocyAapcTBe ne noAne>xi/iT cpoxaM AaBHO- 
CTi/i i/ijii/i nojio>xeHi/iiqM o nepBoonepeAHOM paccMorpeHi/ii/i najio- 
roBoro Tpe6oBaHi/i5R corjiacHO eaxoHOAarejibCTBy eroro Focy- 
AapcTBa. KpoMe Toro, najioroBoe TpeöoBani/ie, npi/iHiRToe 
floroBapi/iBaK)LAi/iMCiR FocyAapcTBOM ßj\9\ Aejieü nynxra 3 i/ijii/i 4 
HacTOiRLAeM craTbi/i, ne i/iMeer b 3tom FocyAapcTBe Toro >xe npe- 
i/iMyiAecTBeHHoro craryca, xoTopbiM aro HajioroBoe rpeöoBa- 
Hi/ie OTJii/iHaerciq no eaxoHOAarejibCTBy APyroro floroBapi/ieax)- 
LAerociq FocyAapcTBa. 

(6) ripaBOBbie npoueAypbi na npeAMer cyiAecTBOBaHi/iiR, ß,e\A- 
CTBi/irejibHocTi/i i/ijii/i cyMMbi HajioroBoro rpeöoBaHi/iiR floroBapi/i- 
BaiOLAerociq FocyAapcTBa ne Moryr B036y>XAaTbCiq b cyAax i/ijii/i 
aAMi/iHi/icrpari/iBHbix opranax APyroro floroBapi/iBaxDLAerociq Fo- 
cyAapcTBa. 

(7) Ecjii/i cooTBercTByioLAee HajioroBoe rpeöoBaHi/ie b nepi/ioA 
c MOMOHTa npeACTaBjieHi/iiR floroBapi/iBaioLAi/iMCi^ FocyAapcTBOM 
aanpoca b cooTBercTBi/ii/i c nynxTOM 3 i/ijii/i 4 nacroi^LAeM crarbi/i 
I/I AO ocyLAecTBJieHi/iiq APyri/iM floroBapi/iBaK)LAi/iMCiq FocyAapcT- 
BOM B3i/iMaHi/i5q cyMMbi cooTBeTCTByK)LAero HajioroBoro rpeöo- 
BaHi/i5R I/I ee nepeHi/icjieHi/i5q nepBOMy ynoM^iHyroMy FocyAapcr- 
By: 

a) npi/iMOHi/iTejibHO x aanpocy corjiacHO nynxry 3 nacroi^LAeM 
crarbi/i yrpaHi/iBaer xapaxrep najioroBoro Tpe6oBaHi/i5q nep- 
Boro ynoMi^Hyroro FocyAapcTBa, xoropoe no aaxoHOAa- 
rejibCTBy eroro FocyAapcTBa Mo>xeT öbiTb i/icnojineHo i/i 
noAJie>xi/iT ynjiare jii/iaom, xoropoe b mombht i/icnojineHi/iiq ne 
Mo>xeT npeniRTCTBOBaTb ero B3i/iMaHi/iK), i/ijii/i 

b) npi/iMOHi/iTejibHO x aanpocy corjiacHO nynxry 4 nacroyiLAeM 
crarbi/i yrpani/iBaeT xapaxrep na/ioroBoro TpeöoBani/iiq nep- 
Boro ynoMi^HyToro FocyAapcTBa, b OTHOLueni/ii/i xoroporo 
ero FocyAapcTBo MO>xeT corjiacHO ero aaxoHOAarejibCTBy 
npi/iHi/iMaTb Mepbi no oöecneneHi/iK) Bai/iMani/ifi, 

xoMnereHTHbiM opran nepBoro ynoM^myroro FocyAapcTBa ne- 
aaMeAni/irejibHO yaeAOMJiiqeT xoMnerenTHbiM opran APyroro Fo- 
cyAapcTBa o raxoM cfDaxTe, i/i nepBoe ynoM^myroe FocyAapcTBo 
jii /160 npi/iocTanaBJu/iBaer, jii /160 anny/ii/ipyer cbom aanpoc, b 3 a- 
Bi/ici/iMOCTi/i OT Bbiöopa APyroro FocyAapcTBa. 

(8) Flojioxen 1/151 HacTOüLAeM crarbi/i hi/ixoi/im oöpaaoM ne 
AOJi>xHbi i/icTOJixoBbiBaTbCü xax najiaraioLAi/ie na floroBapi/iBax)- 
LAeecü FocyAapcTBo oöüaarejibCTBo: 

a) npoBOAi/iTb aAMi/ini/icTpari/iBHbie Mepbi, npori/iBopenaLAi/ie aa- 
xoHOAarejibCTBy i/ijii/i aAMi/ini/icTpari/iBHOM npaxTi/ixe eroro 
i/ijii/i APyroro floroBapi/iBaxDiAerocü FocyAapcTBa; 
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b) Maßnahmen durchzuführen, die der öffentlichen Ordnung 
widersprächen; 

c) Amtshilfe zu leisten, wenn der andere Vertragsstaat nicht alle 
angemessenen Maßnahmen zur Erhebung oder Sicherung, 
die nach seinen Gesetzen oder seiner Verwaltungspraxis 
möglich sind, ausgeschöpft hat; 

d) Amtshilfe in Fällen zu leisten, in denen der Verwaltungsauf- 
wand für diesen Staat in einem eindeutigen Missverhältnis zu 
dem Nutzen steht, den der andere Vertragsstaat dadurch er- 
langt.“ 

Artikel 3 

Nummer 5 des Protokolls vom 1. Juni 2006 zu Artikel 26 des 

Abkommens erhält folgenden Wortlaut: 

„Soweit nach Artikel 26 personenbezogene Daten übermittelt 

werden, gelten ergänzend die nachfolgenden Bestimmungen: 

a) Die Verwendung der Daten durch die empfangende Stelle ist 
in Übereinstimmung mit Artikel 26 Absatz 2 nur zu dem von 
der übermittelnden Stelle angegebenen Zweck und nur zu 
den durch die übermittelnde Stelle vorgeschriebenen Bedin- 
gungen zulässig. 

b) Ungeachtet der Bestimmungen des Artikels 26 Absatz 2 kön- 
nen die Informationen für andere Zwecke verwendet werden, 
wenn sie nach dem Recht beider Vertragsstaaten für diese 
anderen Zwecke verwendet werden können und die zustän- 
dige Behörde des übermittelnden Vertragsstaates dieser Ver- 
wendung zugestimmt hat. Ohne vorherige Zustimmung der 
zuständigen Behörde des übermittelnden Vertragsstaates ist 
eine Verwendung für andere Zwecke nur zulässig, wenn sie 
zur Abwehr einer im Einzelfall bestehenden dringenden Ge- 
fahr für das Leben, die körperliche Unversehrtheit oder die 
persönliche Freiheit einer Person oder für bedeutende Ver- 
mögenswerte erforderlich ist und Gefahr im Verzug besteht. 
In diesem Fall ist die zuständige Behörde des übermittelnden 
Vertragsstaates unverzüglich um nachträgliche Genehmigung 
der Zweckänderung zu ersuchen. Wird die Genehmigung 
verweigert, ist die weitere Verwendung der Informationen für 
den anderen Zweck unzulässig; ein durch die zweckändern- 
de Verwendung der Informationen entstandener Schaden ist 
zu ersetzen. 


c) Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtigkeit der 
zu übermittelnden Daten und ihre voraussichtliche Erheblich- 
keit im Sinne des Artikels 26 Absatz 1 Satz 1 und Verhältnis- 
mäßigkeit in Bezug auf den mit der Übermittlung verfolgten 
Zweck zu achten. Voraussichtlich erheblich sind die Daten, 
wenn im konkreten Fall die ernstliche Möglichkeit besteht, 
dass der andere Vertragsstaat ein Besteuerungsrecht hat und 
keine Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die Daten der zu- 
ständigen Behörde des anderen Vertragsstaats bereits be- 
kannt sind oder dass die zuständige Behörde des anderen 
Vertragsstaates ohne die Auskunft von dem Gegenstand des 
Besteuerungsrechts Kenntnis erlangt. Erweist sich, dass un- 
richtige Daten oder Daten, die nicht übermittelt werden durf- 
ten, übermittelt worden sind, so ist dies der empfangenden 
Stelle unverzüglich mitzuteilen. Diese ist verpflichtet, die Be- 
richtigung oder Löschung solcher Daten unverzüglich vorzu- 
nehmen. Sind Daten ohne Ersuchen übermittelt worden, hat 
die empfangende Stelle unverzüglich zu prüfen, ob die Daten 
für den Zweck erforderlich sind, für den sie übermittelt wor- 
den sind; nicht benötigte Daten hat sie unverzüglich zu lö- 
schen. 

d) Die empfangende Stelle unterrichtet die übermittelnde Stelle 
auf Ersuchen im Einzelfall zum Zweck der Auskunftserteilung 
an den Betroffenen über die Verwendung der Daten und die 


b) npoBOfli/iTb Mepbi, KOTopbie 6bi npoTi/iBopeHi/ijii/i rocyflapcT- 
BeHHOM nojii/iTi/iKe (oöLi^ecTBeHHOMy nopi^AKy); 

c) oKasbiBaTb aflMi/iHi/icTpaTi/iBHyK) noMOLAb b cjiynaiRx, Korfla 
Apyroe floroBapi/iBatoLAeeci^ FocyflapcTBo ne i/icnepnajio 
jifoöbie afleKBaTHbie Mepbi no Bsi/iMaHi/iio i/ijii/i npi/iHi^Ti/iio 
oöecneni/iTejibHbix Mep, B03M0>KHbie corjiacHo ero saKOHo- 
AarejibCTBy i/ijii/i aAMi/iHi/icTpari/iBHOM npaxTi/iKe; 

d) OKasbiBaTb aAMi/iHi/icTpaTi/iBHyio noMOLAb b rex cjiynaiix, ko- 
TAa aAMi/iHi/icTpaTi/iBHbie pacxoAbi eroro FocyAapcTBa 9\bho 
HenponopAMOHajibHbi nojibse, KOTopyio no/iynaer APyroe 
floroBapi/iBaiOLAeeciq FocyAapcTBO ot 3tom noMOLAH.« 

Crarbfl 3 

üi/icjDpa 5 ripoTOKOJia ot 1 \a\oh9\ 2006 roAa k crarbe 26 Co- 

rjiaiijeHi/iiR i/iMeer cjieAyiOLAi/iM tbkct: 

«Ecjii/i B cooTBercTBi/ii/i CO craTbeM 26 nepeAaiOTCii CBeAeHi/i5q, 

KacaiOLAi/ieci^ cjDi/isi/iHecKi/ix jii/ia, to AonojiMi/irejibHO Ae^CTByioT 

cjieAyK)LAi/ie nojio>KeHi/i5q: 

a) i/icnojib30BaHi/ie CBeAeHi/iM npi/iHi/iMaiOLAi/iM yHpe>KAeHi/ieM b 
cooTBeTCTBi/ii/i c nojio>KeHi/iiRMi/i nyHKTa 2 craTbi/i 26 Aonyc- 
Kaerci^ tojibko b yxaBaHMbix nepeAaiOLAHM yHpe>KAeHi/ieM 
u,en9\x i/i TOJibKo b cooTBeTCTBi/ii/i c ycjioBi/iiRMi/i, npeAycMOT- 
peHHbiMi/i nepeAaiOLAMM yHpe>KAeHi/ieM. 

b) HecMOTpiR Ha nojio>KeHi/i5q nyHKTa 2 CTaTbi/i 26 i/iHcfDopMaAi/ii/i 
Moryr öbiTb i/icnojib30BaHbi ßj]9\ i/iHbix Aejieü, ecjii/i ohi/i b co- 
OTBeTCTBi/ii/i c aaKOHOAaTejibCTBOM o6ei/ix floroBapi/iBaio- 
LAMXcyi rocyAapcTB MoryT öbiTb i/icnojib30BaHbi A-nJ^ sti/ix 
i/iHbix Aejieü i/i ecjiM KOMneTOHTHbiM opran nepeAaiOLAero flo- 
roBapi/iBaioLAerociq rocyAapcTBa ß,an corjiaci/ie na Taxoe i/ic- 
nojib30BaHi/ie. Bea npeAbiAyiAero corjiaci/iiq KOMneTOHTHoro 
oprana nepeAaioiAero floroBapi/iBaiOLAeroci^ rocyAapcTBa 
i/icnojib30BaHi/ie ßj]9\ i/iHbix Aejieü AonycKaeTCiR jii/iLUb b Tex 
cjiynaiix, ecjii/i Taxoe i/icnojibaoBani/ie neoöxoAMMo ß,n9\ 
npeAOTBpaiAeHi/iiq cyiAecTByKDLAeü b xoHxpeTHOM cjiynae ne- 
nocpeACTBeHHOM onacHocTi/i f\n9\ >xi/i3hi/i, cjDi/i3i/iHecxoM ne- 
npi/IXOCHOBeHHOCTI/l l/IJll/l Jll/IHHOM CBOÖOAbl JIMAB Jll/IÖO f\n9\ 
3HaHi/iTejibHbix i/iMyiAecTBeHHbix AeHHocTeü i/i b cjiynayix, ne 
TepniiLAi/ix OTJiaraTejibCTBa. B AannoM cjiynae cjieAyeT ne- 
aaMeAJiMTejibHo oöpaTi/iTbCiR b xoMneTeHTHbiM opran nepe- 
AaKDLAero floroBapi/iBaKDLAerociR rocyAapcTBa c npocböoM o 
nocjieAyKDLAeM caHKAi/ioHi/ipoBaHi/ii/i i/i3MeHeHi/i5q Aejii/i. B cjiy- 
Hae OTxaaa caHXAi/ioHi/ipoBaHi/i5q, Aa/ibHeMLuee i/icnojib30Ba- 
Hi/ie i/iHcfDopMaAi/ii/i i/iHbix Aejieü HeAonycTi/iMo; bo3hi/ix- 
LUMM B CB9]3\A C l/ICnOJlb30BaHI/ieM l/IHCfDOpMaAl/IM p,n9] MHblX 
Aejieü yiAepö noAne>xi/iT B03MeLAeHi/iK). 

c) nepeAaK)LAee yHpe>xAeHi/ie oöiiaaHo cjieAMTb 3a AOCTOBep- 
HocTbK) nepeAaBaeMbix cBeAeni/iM i/i aa i/ix bo3mo>xhom cy- 
LAecTBOHHOCTbK) B CMbicjie nyHKTa 1 CTaTbi/i 26, a Tax>xe 3a 
MX aAexBaTHOCTbX) AejiiiM, xoTopbie npecjieAyKDTCiR nepeAa- 
HeM CBOAeHMM. CaeAeHMiR 9\Bn9\\OTC9\ bo3mo>xho cyiAecTBeH- 
HbiMM, ecjiM B KOHKpeTHOM cjiyHae cyiAecTByeT cepbeanafi 
B03MO>XHOCTb, HTO APyroe floroBapMBaKDLAeecii rocyAapcT- 
Bo pacnojiaraeT npaaoM Hajioroo6jio>xeHM5q m hot ochobb- 
HM5q ßj\9\ TOrO, HTO 3TM CBeAeHMil y>Xe M3BeCTHbl KOMneTeHT- 
HOMy oprany APyroro floroBapneaKDiAerociq rocyAapcTBa m 
ßj\9\ Toro, HTO öea nepeAaHM CBOAeHMM KOMneTOHTHbiM opran 
Apyroro floroeapMBaKDLAeroci^ rocyAapcTBa ne yanaeT o 
npeAMOTe najiorooöJioxeHMiq. Ecjim oxaabiBaeTCiR, hto öbijiM 
nepeAaHbi neAOCTOBepHbie CBeAeHMsq mjim ceeAeHMiq, ne noA- 
jie>xaBLiJMe nepeAane, to o6 3tom hboöxoammo HeaaMeAJiM- 
TejibHo M3BecTMTb npMHMMaK)LAee yHpe>xAeHMe. Oho oöi^aa- 
Ho npoM3BOAMTb MX McnpaBJioHMe MJiM yHMHTO>xeHMe. Ecjim 
CB eAeHMiR nepeAaBajiMCb 6e3 aanpoca, npMHMMaKDLAee yn- 
pe>xAeHMe neaaMeAJiMTejibHo npoBepi^eT, TpeöyKDTc^i jim 3tm 
CB eAeHM5q ßj\9\ TOM AejiM, ß,n9\ xoTopoM OHM öbiJiM nepeAaHbi; 
HeHy>xHbie cBeAeHM5q neaaMeAJiMTejibHo yHMHTo>xaK)TCii npM- 
HMMaK)LAMM yHpe>XAeHMeM. 

d) npMHMMaioLAee yHpe>xAeHMe b xoHxpeTHOM cjiynae c AejibX) 
BbiAaHM cnpaBXM aaMHTepecoBaHHOMy jiMAy ctbemt b m 3- 
BecTHocTb nepeAaBLuee cBeAeHM5q yHpe>xAeHMe no ero 
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dadurch erzielten Ergebnisse. 

e) Die empfangende Stelle hat den Betroffenen über die Daten- 
erhebung bei der übermittelnden Stelle zu informieren; es sei 
denn, dass die Daten ohne Ersuchen übermittelt wurden. Die 
Information kann unterbleiben, soweit und solange eine Ab- 
wägung ergibt, dass das öffentliche Interesse an dem Unter- 
bleiben der Information gegenüber dem Informationsinteres- 
se des Betroffenen überwiegt. 

f) Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
übermittelten Daten sowie über den vorgesehenen Verwen- 
dungszweck Auskunft zu erteilen. Buchstabe e Satz 2 gilt 
entsprechend. 

g) Wird jemand im Zusammenhang mit Übermittlungen im Rah- 
men des Datenaustauschs nach diesem Abkommen rechts- 
widrig geschädigt, haftet ihm hierfür die empfangende Stelle 
nach Maßgabe ihres innerstaatlichen Rechts. Sie kann sich 
im Verhältnis zum Geschädigten zu ihrer Entlastung nicht 
darauf berufen, dass der Schaden durch den übermittelnden 
Vertragsstaat verursacht worden ist. 

h) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflich- 
tet, die Übermittlung und den Empfang von personenbezo- 
genen Daten aktenkundig zu machen. 

i) Soweit das für die übermittelnde Stelle geltende innerstaat- 
liche Recht in Bezug auf die übermittelten personenbezoge- 
nen Daten besondere Löschungsvorschriften vorsieht, weist 
diese Stelle die empfangende Stelle darauf hin. In jedem Fall 
sind die übermittelten personenbezogenen Daten zu löschen, 
sobald sie für den Zweck, für den sie übermittelt worden sind, 
nicht mehr erforderlich sind. 


j) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflich- 
tet, die übermittelten personenbezogenen Daten wirksam ge- 
gen unbefugten Zugang, unbefugte Veränderung und unbe- 
fugte Bekanntgabe zu schützen.“ 

Artikel 4 

(1) Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation; die Ratifikations- 
urkunden werden so bald wie möglich in Berlin ausgetauscht. 

(2) Dieses Protokoll tritt am Tag des Austausches der Ratifi- 
kationsurkunden in Kraft und ist in beiden Vertragsstaaten anzu- 
wenden ab dem 1. Januar des Jahres, das dem Jahr folgt, in 
dem das Protokoll in Kraft getreten ist. 


Geschehen zu Tiflis am 11. März 2014, in zwei Urschriften, 
jede in deutscher, georgischer und russischer Sprache, wobei 
jeder Wortlaut verbindlich ist. Bei unterschiedlicher Auslegung 
des deutschen und des georgischen Wortlauts ist der russische 
Wortlaut maßgebend. 


npocböe o6 i/icnojibsoBaHi/ii/i nepeflauHbix ceefleHi/iM i/i nojiy- 
HeHHbix c MX noMOLi^bK) pesyjibTaTax. 

e) npMHMMajoLi^ee yHpe>KAeHMe MHcfDopiviMpyeT saMMTepecoeaH- 
Hoe JIM 140 o cöope ceeAeHMM nepeflaeaeMbiM yHpe>KAeHMeM; 
KpoMe cjiynaeB, ecjiM cBefleHMiq nepeflaBajiMCb öes sanpoca. 
npeflocTaBjieHMe MHcfDopMauMM ne obfisarejibHo, ecjiM ana- 
J1M3 noKasbiBaer, hto rocyflapcTBeHHaji saMHTepecoBaH- 
HocTb oTKasaTbCii OT BbiflaHM MHcjDopMauMM npeBajiMpyeT 
Hafl saMHTepecoBaHHocTbK) ynoMfiHyroro jiMua b nojiyneHMM 
MHCjDOpMaUMM. 

f) no sai^BjieHMK) saMHTepecoBaHHoro jiMua eiviy BbiAaerci^ 
cnpaBKa o nepeAane Kaca\oii\]Axc9\ ero AaHHbix, a TaK>Ke o 
npeAnojiaraeMbix uejii^x mx McnojibsoBaHMiq. nojio>KeHM5q 
BToporo npeAJio>KeHM5R nyuKTa e) npMMeHiRKDTCfi cooTBer- 
CTBeHHO. 

g) ecjiM KOMy-jiMöo npoTMBonpaBHo npMHMHi^eTCfi yiAepö b 
CB iRSM c nepeAaHM cBeAeHMM b paMKax oöMeHa MHcjDopMauM- 
e\A no HacTOi^LAeMy CorjiaiijeHMK), OTBercTBeHHOCTb nepeA 
HMM B 3T0M CB9]3\A HecBT npMHMMafOLAee yHpe>KAeHMe B co- 
OTBBTCTBMM c ero HauMOHajibHbiM saKOHOAarejibCTBOM. Oho 
He Mo>KeT B oTHOLueHMM noHecLuero yiAepö n\Au,a ccbijiaTbCii 
B onpaBAaHMe na to, hto yiAepö öbiji npMHMHen nepeAaio- 
LAMM CBOAeHMiq floroBapMBaKDLAeMCi^ rocyAapcTBOM. 

h) nepeAaKDLAee m npMHMMaiOLAee yHpe>KAeHMiR oöiisaHbi Aoxy- 
MeHTajibHo saperMCTpMpoBaTb nepeAany m nojiyneHMe CBe- 
AeHMM, KacaKDLAMXCil CjDMSMHeCKMX JIMA. 

i) ecjiM HauMOHajibHoe saKOHCAarejibCTBo, b paMKax KOToporo 
AeMCTByer nepeAaioiAee yHpe>KAeHMe, npeAycMarpMBaeT b 
OTHOL ueHMM nepBAaHHbix CBeAeHMM, KacaioiAMXcyi cfDMSMHe- 
CKMX JIMA, ocoöbie npaBMJia yHMHTOxeHMiR, to nepeAaioiAee 
yHpe>KAeHMe yxasbiBaeT Ha 3to npMHMMaioLAeMy yHpe>KAe- 
HMK). Bo Bcex cjiynaiqx, nepeAannbie ceeAeHMiR, KacaioiAMeci^ 
CjDMSMHeCKMX JIMA, nOAJie>KaT yHMHTO>KeHMK), eCJlM OHM ÖOJlb- 
Lue He TpeöyKDTCi^ Aejieü, f\n9\ KOTopbix ohm öbijiM nepe- 
AaHbi. 

j) nepeAaKDLAee m npMHMMaKDiAee yHpe>KAeHM5q oöi^saHbi oxpa- 
Hi^Tb nepeAaHHbie b OTHOiueHMM cjDMSMHecKMX JIMA CBeAeHM5q 
OT AOCTyna k hmm, mx MSMOHeHMiR m pasrjiaujeHMiR jiMAaMM, 
He MMeioLAMMM Ha TO npaBo.» 

Crarbfl 4 

(1) HacTOiiLAMM npoTOKOJi noAJie>KMT paTMcfjMKaAMM; oömoh 
paTMCjDMKaAMOHHbIMM TpaMOTaMM COCTOMTCiR B BepjlMHO B B03- 
MO>KHO KOpOTKMe CpOKM. 

(2) HacTOiRLAMM npoTOKOJi BCTynMT b CMJiy b Aenb oÖMena pa- 
TMcjDMKaAMOHHbiMM TpaMOTaMM M ero nojio>KeHMiq öyAyr npMMe- 
H9]ThC9] B OÖOMX florOBapMBaKDLAMXCil FocyAapCTBaX C 1 i^HBapi^ 
roAa, cjieAyKDLAero 3a roAOM, b KOTopoM flpoTOKOJi BCTynMJi b 
CMJ iy. 

CoBepiueHO b r. Tömjimcm 1 1 MapTa 2014 roAa b Aßyx 3K3eM- 
nji5qpax, Ka>KAbiM na neMOAKOM, rpyaMHCKOM m pyccKOM 5q3biKax, 
npMHOM BCe TeKCTbl 5qBJ15qK)TCi^ ayTBHTMHHblMM. flpM pa3JlMHHOM 
TOJiKOBaHMM HeMBAKoro M rpy3MHCKoro TBKCTOB, TBKCT Ha pyc- 
CKOM iR3biKe öyAeT CHMTaTbCiR onpeAejii^iOLAMM. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
3a OeAepaTMBHyK) PecnyöJiMxy FepMaHMiq 

Mennig 

Für Georgien 
3a r pysMK) 

Chaduri 
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Denkschrift 

I. Allgemeines 

Das in Tiflis am 11. März 2014 Unterzeichnete Protokoll 
zur Änderung des Abkommens vom 1. Juni 2006 zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und Georgien zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen und des 
Protokolls hierzu aktualisiert das genannte Abkom- 
men und Protokoll vom 1. Juni 2006 (BGBl. 2007 II 
S. 1034, 1035, 1054). 

Das Änderungsprotokoll orientiert sich an den Artikeln 26 
und 27 des OECD-Musterabkommens. Nach Artikel 1 
des Änderungsprotokolls wird Artikel 26 des geltenden 
deutsch-georgischen Doppelbesteuerungsabkommens 
(DBA) an den OECD-Standard 2005 angepasst und damit 
die Zusammenarbeit der Finanzverwaltungen verbessert. 
In Artikel 2 des Änderungsprotokolls werden Regelun- 
gen zur Amtshilfe bei der Erhebung von Steuern nach 
dem aktuellen OECD-Standard eingeführt. Artikel 3 
des Änderungsprotokolls enthält aktualisierte Bestimmun- 
gen zum Schutz personenbezogener Daten. Artikel 4 
des Änderungsprotokolls regelt dessen Inkrafttreten. 

II. Besonderes 
Zu Artikel 1 

Dieser Artikel ändert Artikel 26 des geltenden DBA und 
regelt den Informationsaustausch zwischen den zustän- 
digen Behörden der Vertragsstaaten entsprechend dem 
OECD-Musterabkommen 2005. Er bezieht sich auf Infor- 
mationen, die zur Durchführung des deutsch-georgischen 
DBA oder des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaa- 
ten zur Verwaltung und Durchsetzung betreffend Steuern 
jeder Art und Bezeichnung voraussichtlich erheblich sind. 

Durch die Neuregelung wird ein effektiverer Informations- 
austausch eingeführt. Dies bedeutet, dass für die Be- 
steuerung relevante Informationen, die anderweitig nicht 
beschafft werden können, vom ersuchten Staat beschafft 


und an den anfragenden Staat übermittelt werden müs- 
sen. Beide Vertragsstaaten verpflichten sich hierbei un- 
verändert, dass der Informationsaustausch nicht der öf- 
fentlichen Ordnung (gemeint: ordre public) widersprechen 
darf. Künftig kann ein Informationsaustausch von einem 
Vertragsstaat nicht nur deshalb abgelehnt werden, weil er 
kein innerstaatliches Interesse an diesen Informationen 
hat. Das gilt auch für Bankinformationen sowie für Infor- 
mationen über die Eigentümer von Gesellschaften sowie 
die Begünstigten intransparenter Rechtsträger. 

Zu Artikel 2 

Mit diesem Artikel wird ein neuer Artikel 26a in das 
deutsch-georgische DBA eingeführt. Dieser regelt die 
Amtshilfe bei der Erhebung von Steuern zwischen den zu- 
ständigen Behörden der Vertragsstaaten entsprechend 
dem aktuellen OECD-Musterabkommen. Beide Vertrags- 
staaten verpflichten sich hierbei insbesondere unverän- 
dert, dass die gegenseitige Amtshilfe nicht der öffent- 
lichen Ordnung (gemeint: ordre public) widersprechen 
darf. 

Zu Artikel 3 

Dieser Artikel ändert Nummer 5 des Protokolls vom 
1 . Juni 2006 zu Artikel 26 des deutsch-georgischen DBA. 
Die Vorschriften zum Schutz von personenbezogenen 
Daten (Datenschutzklausel) wurden aktualisiert. 

Zu Artikel 4 

Dieser Artikel regelt in Absatz 1 die Ratifikation und in 
Absatz 2 das Inkrafttreten des Änderungsprotokolls. 

Hiernach tritt das Änderungsprotokoll am Tag des Aus- 
tausches der Ratifikationsurkunden in Kraft und wird für 
Zwecke des Informationsaustausches ab dem 1. Januar 
des darauf folgenden Jahres anzuwenden sein. 
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